Die Informationspflicht des § 24 DSG 2000 in der Praxis

Durch das Inkrafttreten des neuen Datenschutzgesetzes 2000 - DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, mit 1. Jänner 2000 ist zu den durch § 24 neugeschaffenen Informations​pflichten für Auftraggeber die Frage aufgetreten, wie diesen in der Praxis zu entspre​chen wäre. Dabei ist besonders zu berücksichtigen, dass die Informationspflicht gemäß § 24 Abs. 1 nur dann Platz greift, wenn die zu gebenden Informationen dem Betroffenen nach den Umständen des Falles nicht bereits vorliegen. In diesem Zusammenhang ist besonders zu beachten, dass durch die Entwicklung des e-Governments die Bedeutung elektronischer Dienste für die Bürger immer größeren Stellenwert und dadurch den Status der Selbstverständlichkeit erhalten.

Die in § 24 festgelegten Pflichten bezwecken primär, dass der Betroffene überhaupt er​fährt, wo Daten über ihn verarbeitet werden, damit er in weiterer Folge seine Rechte (Recht auf Auskunft, Löschung, etc), geltend machen kann. Weiters, dass der Betrof​fene bei der Ermittlung der Daten fair behandelt wird.

Die Information über Auftraggeber und Zweck (§ 24 Abs. 1) wird sich im Normalfall für den Bürger als Kunden, der an die Verwaltung persönlich oder mittels elektronischer Services herantritt (oder auch: an den herangetreten wird), erübrigen. Eine ausdrückli​che Information des Betroffenen erschiene unnötig und würde wahrscheinlich bei ihm auch nur Befremden hervorrufen, wenn ihm die Behörde, mit der er Kontakt hat, bekannt ist und der Zweck (Erledigung des Anbringens, bzw. Verfahrens) klar erscheint. Nur in seltenen Einzelfällen wird dies nicht gegeben und somit eine gesonderte Information erforderlich sein.

In jenen Fällen (§ 24 Abs. 3), in denen Daten nicht beim Betroffenen, sondern anders (Auskunftspersonen, Datenbanken anderer, etc.) ermittelt werden, wird ebenfalls im Normalfall keine Informationspflicht entstehen, da die Datenverwendung in vielen Fällen entweder gesetzlich vorgesehen ist oder der vorherigen Zustimmung des Betroffenen bedurfte. Ersteres stellt eine gesetzliche Ausnahme von der Informationspflicht dar, zweiteres schließt die Kenntnis des Betroffenen ein, wodurch sich dessen ausdrückliche Information erübrigt. Wiederum verbleibt nur eine Restmenge, die sich noch zusätzlich durch die Ausnahme des Abwägens zwischen Aufwand der Benachrichtigung und Un​wahrscheinlichkeit der Beeinträchtigung von Betroffenenrechten verringert.

Dem gegenüber wird eine Information der Betroffenen über dessen Widerspruchsrecht (§ 24 Abs. 2 Z 1) im Regelfall geboten erscheinen. Dies wird aber durch allgemeine, regelmäßige Datenschutzinformationen (Aushänge, Informationsseiten, FAQs, etc.) zu bewerkstelligen sein, wobei es als ausreichend erscheint, nur jene wenigen Datenan​wendungen, bei denen dieses Recht gem. § 28 DSG 2000 nicht besteht, herauszu​streichen.

Da Informationsverbundsysteme (§ 24 Abs. 2 Z 3) sehr selten sind und daher hier keiner näheren Betrachtung bedürfen, verbleibt noch das Erkenntlichmachen des Beantwor​tens optionaler Fragen (§ 24 Abs. 2 Z 2). Dazu ist zu bemerken, dass es sich aus Grün​den eines vertrauensvollen Umganges miteinander von selbst versteht, dass zusätzliche Informationen nicht „herausgelockt“ werden, sondern der Verwaltungsablauf so gestaltet wird, dass es klar ersichtlich ist, wozu diese benötigt werden. Gerade dem sich rasch entwickelnden e-Government ist größtmögliche Transparenz für die Kunden immanent (z.B. Sichtbarmachen des aktuellen Aktenlaufes über Fernabfrage).

Abschließend ist noch zu bemerken, dass die oben geschilderte Transparenz und ein fairer Umgang mit dem Bürger als Kunden bei einer modernen Verwaltung regelmäßig schon im Vorfeld jene Information für die Betroffenen liefert, die durch § 24 erst erreicht werden soll.

